






























Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung
(ä 4 Abs. 1 Bauge$etzbuch)

Wichtiger Hinweis. ‘

Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme"|m
Rahmen Ihrer Zuständigkeit zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellungnahme
ist es, der Gemeinde die notwendigen Informationen für ein sachgerech_tes und optimales
Planungsergebnis zu verschaffen. Die Stellungnahme ist zu begründen; die Rechtgrundlagen sind
anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvollziehen kann. Die Abwägung obliegt der -

Gemeinde. .

1 Gemeinde Schmiechen

D FIädhennutzungsplan Ü mit Landschaftsplan

® Bebauungsplan

fürdas Gebiet B-Plan Nr. 24 Kiesabbau nördlich von Unterbergen“

Ü mit Grünordnungsplan
_

dientderbeckung dringenden Wohnbedarfs Ü ja Ü_nein

Ü Satzung über den Vorhabens- und Erschließungspian

Ü Sonstige Satzung

® Frist für die Stellungnahme Februar 2022 (5 4 BauGB)

Ü Frist 1 Monat (ä 2 Abs. 4 BauGB-MaßnahmenG)

2 Träger öffentlicher Belange

Landratsamt Aichach—Friedberg ’
—untere Naturschutzbehörde—
Münchener Str. 9
86551 Aichach

Name / Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel-Nr.)

Naturschutz und Landschaftspflege

2' Ü Keine Äußerung

2- ® Ziele der Raumordnung und Landesplanung, die eine Anpassungspflicht nach 5 1

Abs. 4 BauGB auslösen
B I 2. 1 (Z) Als Landschaftliche Vorbehaltsgebiete werden bestimmt. Lechauwald,
Lechniederung und Lechleite" ( Nr. 6).
Begründung. .Die Ausweisung von landschaftlichen Vorbehaltsgebieten dient dazu, in

diesen Gebieten den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege künftig
besonderes Gewicht beizumessen.

'



B | 3.1 (Z) Biotope, sowie Lebensräume bedrohter Tier- und Pflanzenarten, ...söllen
insbesondere im Lechtal erhalten und gepflegt werden.“

B |l5.3 (Z) Der großräumige Abbau der Bodenschätze soll geordnet und möglichst auf
;. Vorrang- und Vorbehaltsgebiete (für Kiesabbau) konzentriert werden

Ü Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen die den o, g. Plan berühren können, mit Angaben des
Sachstandes

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit—aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in der Abwägung
nicht überwunden werden können (z. B. Landschafts- und Wasserschutzgebietsverordnungen

® Einwendungen

1. Naturschutzfachliche Bedeutung des betroffenen Gebietes
Die geplante Abbaufläche liegt irn Schwerpunktgebiet des Naturschutzes Meringer v

Feld" nach dem Arten- und Biotopschutzprogramm Bayern (ABSP)".
Der Regionalplan der Region Augsburg (RP 9) weist im betroffenen Gebiet das
landschaftliche Vorbehaltsgebiet Nr. 6 (Lechniederung) aus. Den Belangen von Natur
und Landschaft ist hier bei der Abwägung besonderes Gewicht beizumessen. Aus
den vorgelegten Unterlagen wird bisher nicht klar, wie diesem besonderen Gewicht
der Naturschutzbelange Rechnung getragen werden soll. Weder bei der
Eingriffsermittlung n0ch bei der Planung der naturschutzrechtlichen

'

Kompensationsmaßnahmen sind diesbezügliche Inhalte erkennbar.
Gründe, warum von dem regionalplanerischen Ziel, den Abbau von Bodenschätzen
auf Vorbehalts- und Vorranggebiete für den Kiesabbau zu konzentrieren, abgewichen
werden soll, sind nicht schlüssig dargelegt.

2. UmWeltauswirkungen
lm Umweltbericht werden unter Ziffer 2 die bei Durchführung des Vorhabens zu
emartenden Umweltauswirkungen bewertet. Dabei sind die bau- und

'

betriebsbedingten Beeinträchtigungen zu beurteilen.
lm Umweltbericht wird dabei ausgeführt, dass bei den Schutzgütern Boden und
Wasser von einer geringen Erheblichkeit auszugehen wäre, beim Schutzgut
Landschaft keine negativen Auswirkungen zu emarten wären und beim Schutzgut
Tier, Pflanzen und biologische Vielfalt langfristig von einer Verbesserung auszugehen
wäre. Diese Bewertungen können von Seiten der unteren Naturschutzbehörde so
nicht bestätigt werden. U. E. sind erheblich stärkere Beeinträchtigungen zu enrvarten.
Bei der Beurteilung kann nicht nur auf die langfristige Perspektive, nach Abschluss .

des gesamten Vorhabens abgestellt werden, sondern es müssen die zu erwartenden
Beeinträchtigungen während der Abbauphase stärker in den Blick genommen
werden, um zu einer sachgerechten Abwägungsgrundlage zu kommen.

3. Herleitung des Ausgleichsbedarfs nach der Eingriffsregelung
Die Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung ist nach 5 1a Abs. 3
BauGB abzuhandeln. Im Begründungsteil des Bebauungsplanes (Ziffer 5) und auch
im Umweltbericht (Ziffer 4.3) wird jeweils ausgeführt, dass Eingriff und Ausgleich
unter Anwendung des Bayerischen Leitfadens zur naturschutzrechtlichen
Eingriffsregelung in der Bauleitplanung ermittelt werden. Diese Ermittlung istjedoch

im Bebauungsplan nicht enthalten. Nach überschlägiger Prüfung der unteren
Naturschutzbehörde ist der im Bebauungsplan vorgesehene naturschutzrechtliche
Ausgleich bei weitem zu gering angesetzt. Zu beachten ist in diesem
Zusammenhang, das große Teile des Planungsgebietes als Ackerflächen mit
typischer Segetalflora anzusprechen sind. Für eine sachgerechte
Abwägungsentscheidungist es erforderlich, die Ermittlung des



Kompensationsbedarfs, auch unter Berücksichtigung der Lage im landschaftlichen
Vorbehaltsgebiet, nachvollziehbar darzustellen.

4. Eiqn__ungder geplanten Ausgleichsmaßnahmen
4. 1. Überschneidunq von Ausqleichsfla'chen

lm Bebauungsplan wird eine Ausgleichsfla'che Ö 1 auf den Grundstücken FI. Nm.
570 558, 557/2 und 490 Gemarkung Unterbergen vorgesehen. Diese geplante
Ausgleichsfläche überschneidet sich mit einer bereits seit langem bestehenden
Ausgleichsverpflichtung am Westrand des Flurstücks Nr. 570 Gemarkung
Unterbergen (siehe entsprechende Eintragung im ÖFK). Doppelanrechnungen
von Ausgleichsmaßnahmen sind nicht zulässig. Die bestehende
Ausgleichsverpflichtung ist daher zu berücksichtigen.

4.2. Diskrepanz von Planzeichnunq und textlichen Flächenanqaben im B-Plan
Die Ausgleichsfläche Ö 1 ist in der Bebauungsplanzeichnung mit einer Breite von
ca. 10 m und einer Länge von ca. 300 m eingetragen. Daraus würde sich
ungefähr eine Fläche von rund 3. 000 m2 ergeben. ln allen textlichen Aussagen
zu dieser Fläche Ö 1 wird die Fläche aber nur mit 608 m2 angegeben (siehe z. B.
Festsetzung $ 3 Abs. 1; Begründung Ziffer 7. 3). Wir bitten diese
Widersprüchlichkeit zu beheben.

4.3. Standorteiqenschaften für Feucht- bzw. Nasswiese ‘

Auf dem Großteil der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft sollen nach der Rekultivierung des
Abbaugeländes seggen- und binsenreiche Feucht— und Nasswiesen entstehen;
Dieser Vegetationstyp ist auf entsprechende nasse und nicht zu nährstoffreiche
Standortverhältnisse angewiesen. Das Grundwasser liegt derzeit bei ca. 3 m
unter GOK. Die Standortverhältnisse sind daher für eine Nasswiesenentwicklung
deutlich zu trocken. Die Flächen werden seit langem als Iandwirtschaftliches
Ackerland genutzt und sind damit auch recht nährstoffreich. Dem entsprechend
sind‘die aktuellen Standortverhältnisse für die Entwicklung einer seggen- und

binsenreichen Feucht bzw. Nasswiese nicht gegeben. Aussagen, wie der
' Stand0rt nach der Abbau— und Wiederverfüllta'tigkeit hergestellt werden soll, sind

im B-Plan nicht festgesetzt.
In den Festsetzungen ist bisher nur angegeben, dass Abgrabungen bis 7 m Tiefe
zulässig sind und dass der Abgrabungsbereich mit ZO-Material wieder zu
-verfüllen ist. Daraus ergeben sich jedoch nicht automatisch

_

Standortsverhältnisse, die für die Entwicklung des angestrebten Vegetationstyps
geeignet wären. Die Wiederverfüllung müsste dazu gegenübe'r dem aktuellen
Höhenniveau erheblich abgesenkt werden. Diese reduzierte Wiederverfüllhöhe
wäre dann auch in den Festsetzungen entsprechend niederzulegen. Darüber

. hinaus wären Aussagen erforderlich, welcher sinnvollen Vemendung der
vorhandene nährstoffreiche Oberboden zugeführt werden soll.

4.4. Rohbodénstandorte
‘

lm Bereich der Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft sind auch Rohbodenstandorte
vorgesehen. Nach ä 4 Abs. 2 Ziffer 3 der Bebauungsplanfestsetzungen sollen
diese im Abbaubereich standortunabhängig“ angelegt werden. Die inhaltliche
Bedeutung dieser Festsetzung ist u. E. unklar.
Diese Rohbodenstandorte sollen nach Angaben im Bebauungsplanentwurf in
Form von Kies- bzw. Schotterflächen bis zu 0,5 m Höhe über Geländeoberkannte
hergestellt werden. Unklar bleibt dabei, welche GOK hier gemeint ist, die aktuell
Vorhandene oder eine nach der Rekultivierung neu Entstehende. Sollte letztere
vom Bestand abweichen, wäre diese auch entsprechend festzusetzen.

5. Artenschutzrechtliche Prüfung
Die artenschutzrechtliche Prüfung wurde als Potentialanalyse mit nur einem



Flächenbegang am 17.04.2019 durchgeführt.
Von der Gebietsausstattung her ist davon auszugehen, dass insbesondere

' bodenbrütende Vogelarten relevant und vom Abbauvorhaben betroffen sein können
(u. a. Kiebitz, Feldlerche, Rebhuhn, Schafstelzen, Wachteln). Dies wird auch durch
die Abschichtungsergebnisse nach dem LfU Leitfaden und durch punktuelle ASK-
Nachweise untermauert (u. a. Kiebitz,).
In der vorgeschriebenen Prüfungsabfoige sind bei derartigen Konstellationen als
nächster Schritt Bestandserfassungen durchzuführen oder mit worst case
Betrachtungen zu verfahren. ln der vorgelegten saP sind diese Bearbeitungsschritte
nicht erkennbar. Stattdessen wird beschrieben, dass der Verlust von Ruhe- oder
Fortpflanzungssta'tten durch einen schrittv'veisen Abbau minimiert werden. Das kann
zwar vom Grundsatz her fachlich so bestätigt werden, deutlich wird damit aber auch,
dass Verluste von Fortpflanzungsstätten selbst bei einem schrittweisen Abbau
verbleiben. Der Umfang dieser Verluste ist daher zu ermitteln (über
Bestandskartierungen oder worst case). Aufbauend darauf sind dann die
notwendigen fachlichen Konsequenzen (z. B. Erfordernis von CEF-Maßnahmen) zu
berücksichtigen.
Auf der Basis der vorliegenden Unterlagen können die Verbotstatbest'ande des 5 44
BNat8chG u. E. nicht ausgeschlossen werden. Entsprechende Ergänzungen bzw.

'vertiefende Bearbeitungen (siehe oben) sind daher erforderlich.
Festsetzungen, die Maßnahmen nur bei Beobachtung von nistenden Vögeln während
der Abbauarbeiten nachträglich vorsehen (wie sie unter 5 5 Abs. 2 des
Bebauungsplanentwurfsenthalten sind) sind dazu vollständig ungeeignet.

'

6. Ökokonto
Aus naturschutzfachlicher Sicht ist die Einrichtung eines Ökokontos in der
gegenständlichen Lage grundsätzlich möglich. Im Rahmen des
Bebauungsplänverfahrens kann jedoch keine Festlegung von Ökokonten erfolgen.
Dies bedarf vielmehr einer eigenständigen Anerkennung durch die untere
Naturschutzbehörde.
Eine Planung und Festlegung von erzielbaren Wertpunkten für ein Ökokonto ist zum
jetzigen Zeitpunkt nicht einfach, kommt es doch ganz wesentlich auf die festgelegten
Rekultivierungsziele und die Standortverhältnisse nach’der Wiederverfüllung an. Soll
trotzdem bereits jetzt eine Berechnung von erzielbaren Ökopunkten erfolgen, ist eine
klare Festlegung zu den künftigen Standortsverhältnissen (u. a. Boden und
Feuchtigkeitsverhältnisse), nach Wiederverfüllung sowie zu den
Herstellungsmaßnahmen und zur geplanten Pflege erforderlich.
Selbst bei optimaler Umsetzung gehen wir davon aus, dass die in der Begründung
genannte Ökokontoplanung mit über 900.000 Wertpunkten auf 130.000 m2 Fläche bei
weitem zu hoch angesetzt sein dürften. Entsprechende Inhalte im Bebauungsplan
sind daher auf der Basis einer mit der uNB abgestimmten Planung zu korrigieren.

® Rechtsgrundlagen

Art 141 BV
é51, 1a, 2 und 9 BauGB

_ 551 2, 3, 18, 21 und 44ffBNat3chG
Art 1 und 4 BayNat3chG

Ü Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen)



Ü Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, gegliedert nach
Sachkomplexen

_

' jeweils rnit Begründung undggf. Rechtsgrundlage

Aichach, 03.02.2022
Ort, Datum '
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In Ansfertigung

an das
Sachgebiet 41
- Bauleitplanung -

im Hause


